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Verfahrensgang

AG Rostock, Beschl. vom 05.05.2023 – 14 F 65/23

 
OLG Rostock, Beschl. vom 09.06.2023 – 10 UF 62/23, IPRspr 2023-256

 
BVerfG, Beschl. vom 22.06.2023 – 1 BvQ 64/23

Rechtsgebiete

Kindschaftsrecht → Kindesentführung

 
Kindschaftsrecht → Sorgerecht, Vormundschaft

Leitsatz

Eine (inzidente) Überprüfung der Entscheidungen des Gerichtes des Heimatstaates zum Sorge- oder

Umgangsrecht findet im Rückführungsverfahren nach dem HKÜ grundsätzlich nicht statt. Das

Rückführungsverfahren dient gerade (auch) dazu, die Entscheidungszuständigkeit der Gerichte des

Heimatstaates zu wahren und das Verfahren im Heimatstaat des Kindes sicherzustellen. Ist im

Heimatstaat bereits aktuell eine Umgangsregelung getroffen worden, hat das HKÜ- Gericht diese

Entscheidungen zu respektieren. Etwas anderes kann nur dann gelten, wenn es Zweifel an einem

rechtsstaatlichen Verfahren im Heimatland des Kindes gibt.

Rechtsnormen

EMRK Art. 8

 
EuEheVO 2019/1111 Art. 2; EuEheVO 2019/1111 Art. 22; EuEheVO 2019/1111 Art. 27;

EuEheVO 2019/1111 Art. 100

 
FamFG § 42; FamFG §§ 58 ff.; FamFG § 68

 
HKÜ Art. 3; HKÜ Art. 4; HKÜ Art. 12; HKÜ Art. 13

 
IntFamRVG § 1; IntFamRVG § 40

 

Sachverhalt

Die Beteiligten streiten über die Rückführung des gemeinsamen Kindes L. nach dem HKÜ i.V.m. Brüssel

IIb- VO. Der Antragsteller (Kindesvater) ist belgischer Staatsangehöriger, die Antragsgegnerin

(Kindesmutter) ist deutsche Staatsangehörige. Beide waren und sind nicht miteinander verheiratet. Sie

sind die Eltern des Kindes L.. L. wurde am ... in Anderlecht geboren und besitzt sowohl die deutsche, als

auch die belgische Staatsangehörigkeit. Die Kindeseltern haben sich 2018 voneinander getrennt. L. lebte

dann ausschließlich bei der Kindesmutter in Belgien. Die Kindeseltern stritten und streiten in mehreren

Verfahren in Belgien über das Sorge- und Umgangsrecht für L.. Die Kindesmutter hat zudem aus einer

früheren Beziehung einen Sohn, A.. Der Kindesvater hat ebenfalls einen Sohn aus einer anderen

Beziehung, L.. Am 22.12.2022 reiste die Kindesmutter mit beiden Kindern nach Deutschland zu ihrem

Bruder nach B.. Zu diesem Zeitpunkt stand den Kindeseltern das elterliche Sorgerecht für L. gemeinsam

zu. Die Kindesmutter begab sich in Deutschland für einen stationären Aufenthalt in die Klinik für

psychosomatische Medizin und Psychotherapie der Universitätsklinik Rostock. Sie befand sich zunächst

vom 02.01.2023 bis zum 14.03.2023 in offener stationärer Behandlung. Seit dem 03.04.2023 befand sie

sich in tagesklinischer Behandlung. Der Kindesvater zeigte am 14.02.2023 bei der Polizei in S. in Belgien

den Sachverhalt an. Am 15.02.2023 beantragte er bei der Zentralbehörde von Belgien die Rückführung

des Kindes nach Belgien nach dem HKÜ.

Am 17.02.2023 wurde dem Kindesvater mit Entscheidung des Gerichts erster Instanz Brüssel - in

Abwesenheit der Kindesmutter - das alleinige Sorgerecht übertragen und der Aufenthalt des Kindes beim

Kindesvater bestimmt. Am 30.03.2023 reichte das Bundesamt für Justiz für den Antragsteller den hiesigen

Antrag auf Rückführung des Kindes beim Amtsgericht Rostock ein. Der Kindesvater beantragte

erstinstanzlich, die Antragsgegnerin zu verpflichten, das Kind L. innerhalb einer angemessenen Frist nach

Belgien zurückzuführen und sofern die Antragsgegnerin der Verpflichtung zu 1. nicht nachkommt, die

Herausgabe des Kindes L. an den Antragsteller zum Zwecke der sofortigen Rückführung nach Belgien

anzuordnen. Das Amtsgericht hat das Kind am 14.04.2023 in Anwesenheit der Verfahrensbeiständin

angehört und die Sache mit den Kindeseltern nebst Verfahrensbevollmächtigten, der Verfahrensbeiständin
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und dem Jugendamt erörtert. Im Rahmen der Erörterung am 21.04.2023 schlossen die Kindeseltern -

zunächst unter Widerrufsvorbehalt - die anschließend durch die Verfahrensbeiständin und das Jugendamt

genehmigte nachfolgende „Vereinbarung zur Erledigung des vorliegenden Rückführungsverfahrens: 1. Der

Kindesvater ist ausdrücklich damit einverstanden, dass die Kindesmutter die Behandlung in der

Tagesklinik in Rostock beendet, mit voraussichtlichem Entlassungstermin zum 26.05.2023. Die

Kindesmutter verpflichtet sich, mit dem gemeinsamen Kind L. bis zum 10.06.2023 nach Belgien

zurückzukehren. Der Kindesvater erklärt sich ausdrücklich mit dem Lebensmittelpunkt des Kindes bei der

Kindesmutter einverstanden und verzichtet insoweit auf eine Herausgabe des Kindes an sich und auf die

Übernachtungen des Kindes beim Kindesvater … 4. Der Kindesvater verpflichtet sich ausdrücklich, dass

für den Fall, dass das Kind entsprechend der vorstehenden Vereinbarung bis zum 10.06.2023 nach Belgien

zurückkehrt, den gegen die Kindesmutter gestellten Strafantrag zurückzunehmen. 5. Die Kindeseltern sind

ausdrücklich darüber einig, dass nach der Rückkehr der Kindesmutter mit dem Kind nach Belgien ab dem

10.06.2023 der Kindesvater weiterhin den Lebensmittelpunkt des Kindes bei der Kindesmutter akzeptiert

und auf Übernachtungen und eine Herausgabe des Kindes an ihn als Kindesvater verzichtet… Ein Widerruf

der zwischen den Kindeseltern geschlossenen Vereinbarung erfolgte nicht. Entsprechend der Ankündigung

des Amtsgerichts, „zur Absicherung beider Beteiligten“ einen Beschluss über den Antrag des Kindesvaters

auf Rückführung des Kindes zu erlassen und dabei in den Gründen auf die getroffene Vereinbarung Bezug

zu nehmen, erließ das Amtsgericht am 05.05.2023 den nachfolgenden Beschluss: 1. Die Antragsgegnerin

wird verpflichtet, das Kind L. bis zum 10.6.2023 nach Belgien zurückzuführen. 2. Für den Fall, dass die

Antragsgegnerin ihrer Richtung gemäß Ziffer 1 nicht nachkommt, wird die Herausgabe des Kindes L. an

den Antragsteller zum Zwecke der sofortigen Rückführung nach Belgien angeordnet… Gegen den

amtsgerichtlichen Beschluss richtet sich das als „sofortige Beschwerde“ bezeichnete Rechtsmittel der

Kindesmutter. Einen konkreten Antrag enthält die Beschwerdeschrift der Antragsgegnerin dabei nicht. Das

belgische Familiengericht hat am 21.04.2023 entschieden, dass L. weiterhin bei der Kindesmutter

untergebracht, weiterhin in E. wohnhaft bleibe und dort zur Schule gehe. Außerdem hat es den Umgang

des Kindesvaters geregelt.

Aus den Entscheidungsgründen:

(Randnummern der IPRspr-Redaktion)

[1] II.

[2] 1.

[3] Die Beschwerde ist gemäß §§ 1 Nr. 3 , 40 Abs. 2 Satz 1 IntFamRVG  i.V.m. §§ 58 ff. FamFG  statthaft

und gemäß § 40 Abs. 2 Satz 2 IntFamRVG binnen zwei Wochen frist- und formgerecht eingelegt worden

und damit zulässig. Die Kindesmutter hat ihre Beschwerde - auch - beim Amtsgericht eingelegt. Soweit die

Beschwerdeschrift dabei die Anschrift des Beschwerdegerichts enthält, ist dies unschädlich. Auch die

Bezeichnung als sofortige Beschwerde ist unschädlich, zumal die Rechtsbehelfsbelehrung der

amtsgerichtlichen Entscheidung fehlerhaft war.

[4] 2.

[5] Die Beschwerde der Kindesmutter ist jedoch unbegründet. Die amtsgerichtliche Entscheidung, mit

der die Rückführung des Kindes L. angeordnet wurde, ist im Ergebnis nicht zu beanstanden. Der

Rückführungsantrag des Kindesvaters ist gemäß Art. 12  und 3 HKÜ  in Verbindung mit Art. 22 , 100 Abs. 1

Brüssel IIb- VO  begründet.

[6] a)

[7] Gemäß Art. 12 Abs. 1 HKÜ ordnet das zuständige Gericht oder die zuständige Verwaltungsbehörde

die sofortige Rückgabe eines Kindes an, wenn das Kind im Sinn des Art. 3 HKÜ widerrechtlich verbracht

oder zurückgehalten wurde und bei Eingang des Antrags bei dem Gericht oder der Verwaltungsbehörde

des Vertragsstaats, in dem sich das Kind befindet, eine Frist von weniger als einem Jahr seit dem

Verbringen oder Zurückhalten verstrichen ist.
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[8] b)

[9] Das HKÜ, in Deutschland seit dem 01.12.1990 in Kraft, findet vorliegend gemäß Art. 4 HKÜ 

Anwendung, da das Kind unmittelbar vor der vorgetragenen Verletzung des Sorgerechtes oder des Rechts

zum persönlichen Umgang seinen gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Vertragsstaat des HKÜ,

nämlich in Belgien hatte und das 16. Lebensjahr im Zeitpunkt der Entscheidung noch nicht vollendet hat,

sie ist 6 Jahre Alt.

[10] c)

[11] Das Kind wird - jedenfalls - durch die Kindesmutter widerrechtlich im Sinne des Art. 3 HKÜ in

Deutschland zurückgehalten.

[12] aa.) Das Verbringen oder Zurückhalten eines Kindes gilt gemäß Art. 3 HKÜ als widerrechtlich,

wenn dadurch das Sorgerecht verletzt wird, das einer Person, Behörde oder sonstigen Stelle allein oder

gemeinsam nach dem Recht des Staates zusteht, in dem das Kind unmittelbar vor dem Verbringen oder

Zurückhalten seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, und dieses Recht im Zeitpunkt des Verbringens oder

Zurückhaltens allein oder gemeinsam tatsächlich ausgeübt wurde oder ausgeübt worden wäre, falls das

Verbringen oder Zurückhalten nicht stattgefunden hätte.

[13] bb.) Der Kindesvater war vor der Ausreise der Kindesmutter mit dem Kind gemeinsam mit dieser

sorgeberechtigt. Ob bereits die Ausreise mit dem Kind nach Deutschland am 22.12.2022 dieses

Mitsorgerecht verletzt hat und damit widerrechtlich im Sinne des Art. 3 HKÜ war, kann vorliegend

dahinstehen. Die Kindesmutter trägt insoweit vor, es sei lediglich ein Besuch der Familie geplant und mit

dem Kindesvater auch abgestimmt gewesen, der sich aufgrund einer notwendigen Notfallbehandlung der

Kindesmutter verlängert habe. Von einem widerrechtlichen Zurückhalten ist nämlich auch dann

auszugehen, wenn das Kind sich zunächst mit Zustimmung des (Mit- )Sorgeberechtigten in einem

Vertragsstaat aufgehalten hat, dann aber die Zustimmung für einen weiteren Aufenthalt entfallen ist, sei

es wegen einer zeitlichen Befristung oder weil sie widerrufen wurde (vgl. BeckOGK/Markwardt, Stand:

01.03.2023, HKÜ Art. 3, Rn. 33 unter Verweis auf OLG Karlsruhe, Beschluss vom 13.02.1995 -

11 Wx 15/95). Dies ist vorliegend jedenfalls mit dem Ablauf der ursprünglich geplanten Aufenthaltszeit

(Weihnachtsferien) und Verbleib gegen den - dann auch ausdrücklich geäußerten - Willen des

Kindesvaters in Deutschland zu bejahen. Auch zu diesem Zeitpunkt war der Kindesvater jedenfalls

mitsorgeberechtigt.

[14] cc.) Die elterliche Sorge ist - entgegen des Einwandes der Kindesmutter - durch den Kindesvater

vor der Ausreise auch im Sinne des Art. 3 Satz 1 lit. b) HKÜ in Verbindung mit Art. 2 Abs. 2 Nr. 11 lit. b)

Brüssel IIb- VO  tatsächlich ausgeübt worden. Das HKÜ geht von der Vermutung der Sorgerechtsausübung

aus (vgl. Bericht von Elisa Pérez- Vera (Pérez- Bericht), BT- Drs. 11/5314, Rn. 73). An das tatsächliche

Ausüben des Sorgerechts sind keine zu hohen Anforderungen zu stellen. Das Sorgerecht wird auch dann

tatsächlich ausgeübt, wenn der Elternteil zwar nicht an der täglichen Sorge für das Kind beteiligt ist, mit

dem Kind aber zumindest hin und wieder Kontakt hat und sich an den das Kind betreffenden

Entscheidungen beteiligt, insbesondere einen dauerhaften Umzug in das Ausland ablehnt (vgl. Erb- 

Klünemann in Heidel/Hüßtege/ Mansel/Noack, BGB Allgemeiner Teil / EGBGB, HKÜ Art. 3, Rn. 19 m.w.N.;

BeckOGK/Markwardt, a.a.O., Rn. 41 m.w.N.). Der von der Kindesmutter erhobene Einwand, der

Kindesvater habe für längere Zeit keinen Unterhalt gezahlt, ist bereits deshalb für sich gesehen

ungeeignet, die tatsächliche Nichtausübung der elterlichen Sorge zu belegen, nachdem der Kindesvater

vor der Ausreise Umgang mit dem Kind hatte und gerade auch der durch die Ausreise nicht mehr

stattfindende Umgang Anlass für den Antrag auf Rückführung war.

[15] d)

[16] Es liegt auch keiner der im HKÜ enthaltenen Ausnahmetatbestände, in denen von einer

Rückführung abgesehen werden könnte, vor.
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[17] aa.) Die Ausnahmetatbestände sind restriktiv auszulegen (vgl. BVerfG, Beschluss vom 15.02.1996

- 2 BvR 233/96 (IPRspr. 1996 Nr. 89) -, juris). Die Darlegungs- und Beweislast für das Vorliegen eines

Ausnahmegrundes liegt bei der antragsgegnerischen Partei (vgl. Pérez- Bericht, a.a.O., Rn. 114; OLG

Stuttgart, Beschluss vom 01.07.2009 - 17 UF 105/09 (IPRspr 2009-94) -; OLG Nürnberg, Beschluss vom

17.07.2007 - 7 UF 681/07 (IPRspr 2007-82) -; KG, Beschluss vom 13.12.1995 - 3 UF 1573/95

(IPRspr. 1995 Nr. 100) -, alle juris). Die Anforderungen an die Darlegungslast sind hoch, so dass ein

allgemeiner, pauschaler Vortrag nicht ausreicht (vgl. Senatsbeschluss vom 11.07.2016 - 10 UF 78/16

(IPRspr 2016-161)). Von Amts wegen ist nur der Ausnahmetatbestand des Art. 13 Abs. 2 HKÜ zu prüfen

(vgl. OLG Dresden, Beschluss vom 21.01.2002 - 10 UF 753/01 (IPRspr. 2002 Nr. 102) -, juris).

[18] bb.) Wie bereits ausgeführt, hat der Kindesvater das Sorgerecht zum Zeitpunkt der Entführung

tatsächlich ausgeübt, so dass ein Ausnahmefall nach Art. 13 Abs. 1 lit. a) HKÜ  nicht vorliegt.

[19] cc.) Es ist nicht festzustellen, dass die Rückführung des Kindes nach Belgien mit der

schwerwiegenden Gefahr eines körperlichen oder seelischen Schadens verbunden wäre oder dass die

Rückgabe das Kind auf andere Weise in eine unzumutbare Lage bringen würde (Art. 13 Abs. 1 lit. b) HKÜ).

[20] (1.) Eine schwerwiegende Gefahr eines körperlichen oder seelischen Schadens für das Kind im

Sinne des Art. 13 Abs. 1 lit. b), 1. Alt. HKÜ kann nur bejaht werden, wenn diese besonders erheblich,

konkret und aktuell ist und eine ungewöhnlich schwerwiegende Beeinträchtigung des Kindeswohls

darstellt (vgl. BVerfG, a.a.O.). Auch für die Annahme einer unzumutbaren Lage im Sinne des Art. 13 Abs. 1

lit. b), 2. Alt. HKÜ müssen die Auswirkungen vergleichbar schwer sein.

[21] (2.) Soweit die Kindesmutter ihren Einwand darauf gestützt hat, das Kind müsse aufgrund der

notwendigen Behandlung der Kindesmutter in Deutschland allein nach Belgien zurückkehren und würde

dann - zwangsläufig - zum Kindesvater gebracht werden, ist dem (jedenfalls jetzt) weder aus tatsächlichen

noch aus rechtlichen Gründen zu folgen.

[22] (aa.) Es ist zwar im Grundsatz denkbar, dass die Trennung eines Kindes von dem entführenden

Elternteil, der es bislang überwiegend betreut hat, im Einzelfall eine Gefährdung des Kindeswohls zur

Folge haben kann. Es ist vorliegend jedoch weder davon auszugehen, dass das Kind von der Kindesmutter

getrennt, alleine nach Belgien zurückkehren muss, noch dass es beim Kindesvater leben müsste.

[23] (bb.) Ein Elternteil, das im Rahmen einer internationalen Kindesentführung auf Rückführung des

Kindes in Anspruch genommen wird, kann sich zur Abwehr dieses Antrags nicht auf eine durch die

Trennung des Kindes von ihm als Hauptbezugsperson verbundene Gefährdung berufen, wenn ihm

zuzumuten ist, mit dem Kind in den Herkunftsstaat zurückzukehren (vgl. OLG Karlsruhe, Beschluss vom

15.11.2002 - 2 UF 115/02 (IPRspr. 2002 Nr. 108) -, juris; OLG Stuttgart, Beschluss vom 27.12.2021 - 17 UF

282/21 (IPRspr 2021-69) -, juris).

[24] (cc.) Sowohl die stationäre, als auch die anschließende ambulante Behandlung der Kindesmutter

sind beendet und stehen der Rückkehr der Kindesmutter nicht mehr entgegen. Nach der Entscheidung des

belgischen Familiengerichts vom 21.04.2023 ist der Kindesmutter das Hauptunterbringungsrecht für das

Kind zurückübertragen worden, so dass es im Falle der gemeinsamen Rückkehr auch nicht zum

Kindesvater müsste. Es sind aber auch sonst keine durchgreifenden Gründe feststellbar, die eine

Unzumutbarkeit der Rückkehr der Kindesmutter begründen. Soweit die Kindesmutter unter Verweis auf die

psychiatrische Begutachtung des Kindesvaters und die sachverständige Einschätzung der

Wiederholungsgefahr die Unzumutbarkeit der Rückkehr vorträgt, ist dieses Vorbringen bereits

widersprüchlich. Die Kindesmutter hat wiederholt vorgetragen, der Verbleib in Deutschland sei nicht

geplant, sondern nur der Notfallsituation geschuldet gewesen. Sie hat stets behauptet, nach Belgien

zurückkehren zu wollen - trotz der von ihr vorgetragenen Gefährdungslage. Das hat sie auch gegenüber

dem belgischen Familiengericht bekundet. Daneben ist zu berücksichtigen, dass die belgische Justiz der

behaupteten Gefährdung durch die eingeleitete Strafverfolgung des Kindesvaters begegnet. Schließlich

hat sich die Kindesmutter auch in dem vor dem Amtsgericht geschlossenen Vergleich ausdrücklich zur

Rückkehr mit dem Kind bereiterklärt.

[25] (dd.) Der Senat übersieht nicht, dass die erfolgte Kündigung des Arbeitsverhältnisses zweifelsfrei

zu Schwierigkeiten - insbesondere finanzieller Art - führen kann. Allerdings hat die Kindesmutter insoweit

https://iprspr.mpipriv.de/2009-94
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schon nicht dargelegt, dass sie nicht oder nur mit erheblichen Schwierigkeiten in der Lage wäre, eine neue

Beschäftigung zu finden oder die Wiedereinstellung zu erreichen. Auch die Kündigung des

Mietverhältnisses führt nicht zur Unzumutbarkeit der Rückkehr. Das Mietverhältnis ist ausweislich des

eingereichten Kündigungsschreibens erst zum 31.08.2023 beendet worden, so dass bei Rückkehr eine

Unterkunft vorhanden ist. Möglicherweise allgemein bestehende Schwierigkeiten bei der Wohnungssuche -

die noch nicht einmal konkretisiert sind - begründen keine Unzumutbarkeit für die Kindesmutter.

[26] (ee.) Schließlich sind auch die Schwierigkeiten bei der Weiterführung der Therapie der

Kindesmutter in E. nicht geeignet, die Rückkehr als unzumutbar erscheinen zu lassen. Auch insoweit

reichen die Darlegungen der Kindesmutter bereits nicht aus, um eine Unzumutbarkeit zu belegen. Die

vorgelegten E- Mails zeigen lediglich eine Anfrage an eine Therapeutin, Frau T. und deren Auskunft, über

keine Kapazitäten zu verfügen. Allerdings enthält die Antwort auch den Hinweis auf zwei andere

Therapeuten und die Psychiatrische Abteilung in V.. Die Erfolglosigkeit einer diesbezüglichen Anfrage ist

ebenfalls nicht vorgetragen. Lediglich ergänzend ist auf die Nähe des Wohnortes zur deutschen Grenze zu

verweisen, so dass die Möglichkeit einer Therapie auch in Deutschland zu berücksichtigen wäre.

[27] (ff.) Der Rückkehr der Kindesmutter steht auch eine mögliche strafrechtliche Verfolgung in Belgien

nicht entgegen. Dass die Kindesmutter zur Fahndung ausgeschrieben wurde, beruht auf der -

festgestellten - Verletzung des Mitsorgerechtes des Kindesvaters. Ein Haftbefehl liegt derzeit (noch) nicht

vor, so dass die Kindesmutter bei einer Rückkehr nach Belgien auch keine Verhaftung und keine

Inobhutnahme des Kindes befürchten muss. Soweit die Staatsanwaltschaft nach Aussage der

Kindesmutter den Erlass eines europäischen Haftbefehls angekündigt hat, bezieht sich diese Ankündigung

allein auf die Missachtung der vergleichsweisen Einigung der Kindeseltern bzw. der amtsgerichtlichen

Entscheidung. Der Kindesvater hat sich zudem verpflichtet, im Falle der Rückkehr der Kindesmutter mit L.

bis zum 10.06.2023 die Strafanzeige zurückzunehmen.

[28] (3.) Hinsichtlich des weiteren Einwandes der Kindesmutter, die Umgangsregelung des belgischen

Familiengerichts gefährde das Kindeswohl von L., ist ganz grundsätzlich darauf zu verweisen, dass es

nicht dem HKÜ- Gericht obliegt, über eine kindeswohlgerechte Umgangsregelung im Heimatstaat des

Kindes zu entscheiden. Die Grundintention des HKÜ ist es gerade, die Zuständigkeit der Gerichte des

Heimatstaates des Kindes zu gewährleisten.

[29] Die Bedenken gegen ein rechtsstaatliches Verfahren unter Wahrung der Rechte des Kindes und

der Kindeseltern in Belgien teilt der Senat ausdrücklich nicht. Soweit die Kindesmutter ausführt, dass eine

Rückführung abzulehnen sei, wenn die Rückgabe des Kindes in einen Staat zu erfolgen hätte, in welchem

das Wohl des Kindes nicht oberster Maßstab bei der Beurteilung des Sorgerechts ist, vermag der Senat

nicht zu erkennen, dass dies in Belgien, einem Mitglied der Europäischen Union, anzunehmen wäre.

[30] Soweit die Kindesmutter widersprüchliche bzw. sie sanktionierende Entscheidungen anspricht,

beruhen die - vorläufige - Übertragung der elterlichen Sorge auf den Kindesvater nebst Unterbringung des

Kindes beim Kindesvater (Entscheidung vom 17.02.2023) offenkundig auf ihrer Abwesenheit in der

zugrunde zu legenden Verhandlung. Diese Entscheidungen wurden nachfolgend im Sinne der

Kindesmutter jedoch auch wieder revidiert. Der Senat sieht deshalb auch keinen Anlass, Vorkehrungen

nach Art. 27 Abs. 3 Brüssel IIb- VO  für die Rückkehr des Kindes zu treffen, da eine kindeswohlgerechte

Umgangsregelung durch das belgische Familiengericht zu treffen ist. Es obliegt nicht dem HKÜ- Gericht,

das Kind vor einer gerichtlichen Entscheidung im Heimatstaat „zu schützen“ und deshalb eine Bedingung

für die Rückführung in dem Sinne, dass das dortige gerichtliche Verfahren in einer bestimmten Art und

Weise geführt wird, aufzustellen - eine solche Möglichkeit räumt auch Art. 27 Abs. 3 Brüssel IIb- VO nicht

ein. Etwas Anderes könnte nur gelten, wenn - wovon der Senat wie ausgeführt nicht ausgeht - keine

Entscheidung nach rechtsstaatlichen Grundsätzen zu erwarten wäre.

[31] Die Bedenken der Kindesmutter und eine eventuelle Beeinträchtigung des Kindeswohls von L.

aufgrund von (Übernachtungs- )Umgängen sind im dortigen Verfahren zu prüfen und zu bewerten. Gleiches

gilt im Hinblick auf die Einhaltung bzw. Nichteinhaltung des zwischen den Kindeseltern vor dem

Amtsgericht Rostock geschlossenen Vergleichs. Soweit die Kindesmutter aus der Nichteinhaltung des

Vergleiches durch den Kindesvater eine Kindeswohlgefährdung im Rahmen der Umgänge herleitet, obliegt

diese Beurteilung - wie ausgeführt - dem belgischen Familiengericht.
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[32] (4.) Auch der Gesichtspunkt der vorgetragenen Geschwistertrennung begründet nicht die

Annahme einer schwerwiegenden Gefahr eines körperlichen oder seelischen Schadens für das Kind. Eine

solche wäre ohnehin nur denkbar, wenn die Rückführung eines Kindes zu einer manifestierten dauerhaften

Trennung zu seinen Geschwistern führt, weil diese im Zufluchtsstaat zurückbleiben müssten. Eine solche

Situation liegt aber schon nicht vor, denn die Kindesmutter hat es in der Hand, mit beiden Kindern zurück

nach Belgien zu gehen oder dass A. jedenfalls nach Beendigung des laufenden Schuljahres auch nach

Belgien zurückkehrt. Entsprechend hatte die Kindesmutter bislang auch erklärt, A. solle das laufende

Schuljahr noch in Deutschland beenden. Dass A. inzwischen geäußert haben soll, auch darüber hinaus in

Deutschland bleiben zu wollen, mag zwar die Notwendigkeit einer Entscheidung der Kindesmutter

bezüglich des Verbleibs von A. in Deutschland nach sich ziehen. Die Frage der Rückführung von L. kann

aber durch eine solche - letztlich allein durch die Kindesmutter zu verantwortende - freie Entscheidung der

Kindesmutter als Sorgeberechtigte nicht beeinflusst werden.

[33] (5.) Auch die zwischenzeitlich ergangene Entscheidung des belgischen Familiengerichts vom

21.04.2023 bietet dem Senat keinen Anlass, von der Rückführung des Kindes abzusehen, weil das

belgische Familiengericht der Kindesmutter nur die Unterbringung des Kindes bei ihr mit Wohnsitz in E.

und weiteren Schulbesuch in E. angeordnet hat. Dass ihr das Sorgerecht für L. oder zumindest das Recht,

L.s Aufenthalt in Deutschland zu bestimmen inzwischen von einem belgischen Familiengericht übertragen

worden ist, trägt die Kindesmutter selbst nicht vor.

[34] dd.) Es liegt auch kein Fall des Art. 13 Abs. 2 HKÜ vor, dass sich das Kind der Rückgabe widersetzt

und dass es ein Alter und eine Reife erreicht hat, angesichts dessen es angebracht erscheint, seine

Meinung zu berücksichtigen. Es fehlt insoweit bereits daran, dass sich L. der Rückgabe nach Belgien

widersetzt. L. hat erstinstanzlich gegenüber der Verfahrensbeiständin in ihrer Anhörung erklärt, zurück

nach E., aber nicht nach Brüssel zu wollen. Sie wolle zurück in die dortige Kita oder in Rostock in die

Schule gehen. Bei ihrer Anhörung durch die Amtsrichterin erklärte L., sie würde sehr gerne wieder nach E.

gehen, sie vermisse ihre Freunde dort sehr. Auch bei der Anhörung durch das Jugendamt im Rahmen des

Beschwerdeverfahrens hat L. erklärt, wieder zurück nach E. zu wollen, aber nicht beim Papa übernachten

zu müssen.

[35] Soweit die Kindesmutter zur Weigerung von L. auf den Bericht des Facharztes für Kinder- und

Jugendpsychiatrie und -psychotherapie, Herrn H., vom 29.12.2022 verweist, bezieht sich diese

Stellungnahme auf eine andere Frage. In der Stellungnahme heißt es: „In der Exploration des Kindes

reagierte L. mit starker Angst und Ablehnung auf die Frage, ob sie sich einen Aufenthalt beim Kindesvater

in der Zeit der stationären Behandlung der Kindesmutter vorstellen könne.“ Gegenstand der

Stellungnahme ist überhaupt nicht die Frage der Rückkehr nach Belgien generell, sondern eine

Rückführung zum Kindesvater. Eine solche steht, wie ausgeführt, aber überhaupt nicht im Raum.

[36] 3.

[37] Die Rückführungsanordnung ist mit Art. 8 EMRK  vereinbar. Diese Vorschrift ist nach der

Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) im Lichte des HKÜ auszulegen

(EGMR, Entscheidung vom 11.12.2006 - Nr. 41092/06, juris). Dass das Ziel des HKÜ, das Kind vor einem

widerrechtlichen Verbringen oder Zurückhalten zu schützen, naturgemäß Härten für den Elternteil und das

Kind mit sich bringt, wird vom EGMR akzeptiert. Der Senat hat die hierzu durch den EGMR aufgestellten

Grundsätze beachtet. Insbesondere wurde die Entscheidung für die Rückführung unter eingehender

Würdigung der konkreten Umstände des vorliegenden Einzelfalls getroffen.

[38] 4.

[39] Die Zurückweisung der Beschwerde erfolgt mit der Maßgabe, dass die Rückführung bis spätestens

zum 25.06.2023 zu erfolgen hat. Mit dieser - neuen - Frist soll gewährleistet werden, dass die Rückführung

des Kindes durch die Kindesmutter ordentlich organisiert werden kann. Es ist darauf hinzuweisen, dass es

nicht der Entscheidung des Senats obliegt, ob diese neue Frist im Rahmen der Entscheidung der

Staatsanwaltschaft in Belgien bezüglich des Erlasses eines europäischen Haftbefehls gegen die

Kindesmutter Berücksichtigung findet.
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[40] 5.

[41] In Ziffer 2. des Tenors war von Amts wegen das verwendete Wort „Richtung“ durch das Wort

„Verpflichtung“ wegen offensichtlicher Unrichtigkeit zu berichtigen (§ 42 Abs. 1 FamFG ).

[42] 6.

[43] Einer mündlichen Verhandlung und einer erneuten Kindesanhörung bedurfte es gemäß § 40 Abs. 2

Satz 1 IntFamRVG  i.V.m. § 68 Abs. 3 Satz 2 FamFG  nicht. Kindesanhörung und Erörterungstermin sind in

der ersten Instanz durchgeführt worden. Von einer erneuten Vornahme sind keine zusätzlichen

Erkenntnisse zu erwarten. Der Senat hat auf die Möglichkeit der Entscheidung ohne erneute Anhörung

hingewiesen. Das den Kindesvater vertretende Bundesamt für Justiz hat in seiner Stellungnahme

ausdrücklich um eine Entscheidung ohne erneute Erörterung gebeten. Die Kindesmutter hat mit

Schriftsatz vom 06.06.2023 mitgeteilt, auf eine erneute Anhörung zu verzichten.

[44] 7.

[45] Der Senat weist die Kindesmutter abschließend darauf hin, dass der Senat auch für die

Vollstreckung der vorliegenden Rückführungsentscheidung zuständig ist und die Kindesmutter mit einer

Durchsetzung dieser Entscheidung, notfalls auch gegen ihren Willen, rechnen muss. Der Kindesmutter

wird deshalb nahegelegt, L. zur Vermeidung von Vollstreckungsmaßnahmen innerhalb der gesetzten Frist

freiwillig nach Belgien zurückzuführen.

[46] 8. ...
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